Sozialverband Deutschland SOVD

Bundesgeschaftsstelle
Abteilung Sozialpolitik

Bei Ruckfragen:
Tel. 03072 62 22-0

Leistungsfahigkeit der GKV starken Fax 030 72 62 22-328
sozialpolitik@sovd.de

Stellungnahme

Referentenentwurf eines Gesetzes
zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung
des Bundesministeriums fiir Gesundheit (BMG)

(Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz - GYWG)

1 Zusammenfassung des Gesetzentwurfs

Der Entwurf des Bundesministeriums fur Gesundheit (BMG) sieht die gesetzliche
Krankenversicherung als Garant fur eine flachendeckende und qualitativ hochwertige
medizinische Versorgung der Patient*innen an. Um die Leistungsfahigkeit der
Solidargemeinschaft zu erhalten und die Versorgung zielgerichtet
weiterzuentwickeln, bedarf es weiterer Reformen. Der Entwurf zielt mit seinen
vielfaltigen Maf3inahmen unter anderem darauf ab,

e die Qualitat und Transparenz in der Versorgung zu steigern,

e Dbestimmte Leistungsanspriche und -angebote zu erweitern,

e den Notlagentarif der privaten Krankenversicherung (PKV) zu reformieren,

e die Hospiz- und Palliativversorgung zu fordern sowie die ambulante
Kinderhospizarbeit zu starken,

e die Mitgliedschaften in Solidargemeinschaften anzuerkennen,

e die Einrichtung des Registers fur Erklarungen zur Organ- und Gewebespende
voranzubringen,

e die Regelungen zum Medizinischen Dienst (MD) weiterzuentwickeln sowie

e die ambulanten Notfallstrukturen auszubauen.

Die Regelungen sollen weitestgehend noch in dieser Legislaturperiode in Kraft treten.

2 Gesamtbewertung

Der SoVD nimmt zu ausgewahlten Regelungen im Einzelnen Stellung.
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B Qualitdt und Transparenz in der Versorgung steigern

Mittels verschiedener Mafinahmen soll die Qualitat und Transparenz in der Versorgung
gesteigert werden. Zur Forderung der Transparenz und der Qualitat in der Versorgung
werden Regelungen eingefuhrt, die ausdricklich die Veroffentlichung von einrichtungs-
bezogenen Vergleichen hinsichtlich der Erfullung von Qualitatskriterien vorsehen. Wei-
ter sollen die nach & 137j SGB V ermittelten Pflegepersonalquotienten kinftig auf der
Internetseite des Instituts fur das Entgeltsystem im Krankenhaus barrierefrei veroffent-
licht werden. Patientenbefragungen sollen Uberdies kunftig auch digital genutzt wer-
den.

SoVD-Bewertung: Die Mafinahmen zur Steigerung der Qualitat und Transparenz in der
Versorgung werden grundsatzlich begrufit. Dies gilt insbesondere fur die Veroffentli-
chung von einrichtungsbezogenen Vergleichen hinsichtlich der Erfullung von Qualitats-
kriterien. Dies fordert Transparenz und Qualitat in der Versorgung. Der Referentenent-
wurf rdumt hierbei den schitzenswerten Interessen der Patient*innen auf korperliche
Unversehrtheit zurecht den Vorrang vor den Erwerbsinteressen der Leistungserbringen-
den ein. Dabei muss stets das Erfordernis der Barrierefreiheit eingehalten werden.

Grundsatzlich wird auch die Veroffentlichung der nach § 137j SGB V ermittelten Pflege-
personalquotienten begrifit. Dadurch wird ein Vergleich, der fur jeden Standort eines
Krankenhauses errechneten Pflegepersonalquotienten, moglich und sichtbar. Zugleich
wiederholt der SoVD seine grundlegende Kritik an der Ermittlung des Pflegepersonal-
quotienten. Der Pflegepersonalquotient beschreibt das Verhaltnis zwischen - allen -
im Pflegedienst des jeweiligen Krankenhauses tatigen Vollzeitkraften und dem in dem
jeweiligen Krankenhaus - insgesamt - anfallenden Pflegeaufwand (Gesamtpflegeauf-
wand aller Stationen). Ein auf die jeweilige Station begrenzter Pflegepersonalquotient
wurde fur Patient*innen einen gezielteren und letztlich aussagekraftigeren Vergleich
zwischen den Krankenhausern ermoglichen. Zudem wird bei der Ermittlung des Pflege-
personalquotienten nicht nur das Pflegefachpersonal, sondern auch das Pflegehilfsper-
sonal und sonstiges fur die Pflege am Bett eingesetztes Personal berlcksichtigt, wes-
halb den Quotienten lediglich ein quantitativer und weniger qualitativer Aussagegehalt
zukommt. Immerhin sieht der Referentenentwurf nunmehr Anderungen zur Klarstellung
vor, dass das Pflegehilfspersonal und sonstiges fur die Pflege am Bett eingesetztes Per-
sonal bei der Zahl der anzurechnenden Vollzeitkrafte nur bis zu einer bestimmten Hohe
berlcksichtigt wird, um dem unterschiedlichen Qualifikationsniveau des in der Pflege
eingesetzten Personals Rechnung zu tragen.

Der SoVD begrufit auch die klarstellende Erganzung zur Patientenbefragung, wonach
das Institut fur Qualitatssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG) bei
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der Entwicklung von Patientenbefragungen im Rahmen der datengestutzten Qualitats-
sicherung auch digitale Wege zur Erhebung der Daten nutzen soll. Eine zeitnahe Um-
setzung wird hierbei beflirwortet. Bislang hat das IQTIG und der G-BA die traditionelle
Befragung mittels Papierfragebogen verwendet. Welches Medium besser geeignet ist,
muss im Einzelfall und insbesondere unter Berucksichtigung des konkret zu befragen-
den Patientenkollektivs entscheiden werden. Die Anforderung an den Datenschutz
mussen konsequent bertcksichtigt und eingehalten werden. Grundsatzlich sind die Vor-
teile der Digitalisierung nutzbar zu machen. Dies setzt voraus, dass eine entsprechende
Infrastruktur bei allen Beteiligten vorhanden ist. Einzelne Regionen und Bevolkerungs-
gruppen durfen bei der Digitalisierung nicht abgehangt werden. Ziel muss eine flachen-
deckende Umsetzung von Patientenbefragungen in digitaler Form sein.

B Medizinische Vorsorgeleistungen als Pflichtleistungen

Ambulante Vorsorgeleistungen in anerkannten Kurorten und stationdre Vorsorgeleis-
tungen werden von Ermessens- in Pflichtleistungen umgewandelt, um dem besonderen
Wert der Vorsorgeleistungen fur die Gesundheit der Versicherten starker Rechnung zu
tragen.

SoVD-Bewertung: Die Umwandlung der Vorsorgeleistungen von Ermessens- in Pflicht-
leistungen wird ausdrucklich begrufit. Mit der Umwandlung in Pflichtleistungen soll
eine Verstetigung dieses Leistungsbereiches erreicht werden. In Anbetracht des demo-
grafischen Wandels und des Anstiegs der chronischen Erkrankungen ist es von beson-
derer Bedeutung, die medizinische Vorsorge zu starken. Ziel der Vorsorgeleistungen ist
es, die Gesundheit durch geeignete medizinische Maf3nahmen zu starken, das Auftreten
einer Krankheit zu verhindern oder zu verzogern, der Gefahrdung der gesundheitlichen
Entwicklung eines Kindes entgegenzuwirken sowie eine Pflegebedurftigkeit zu vermei-
den. Zudem dienen Vorsorgeleistungen nicht nur der moglichen Linderung der aktuel-
len Beschwerden oder einer Festigung und Besserung der korperlichen Funktionen,
sondern sollen einen bewussteren und verantwortungsvolleren Umgang mit der Ge-
sundheit fordern und krankheitstrachtige sowie krankheitsbestimmende Verhaltenswei-
sen korrigieren. Damit wird dem besonderen Wert der Vorsorgeleistungen fur die Ge-
sundheit der Versicherten starker Rechnung getragen.

B Entwicklung eines DMP-Adipositas

Um die Versorgung der Versicherten mit krankhaftem Ubergewicht zu verbessern, wird
der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beauftragt, ein neues strukturiertes Behand-
lungsprogramm (sogenannte Disease-Management-Programme, DMP) zu entwickeln.
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Hierzu soll der G-BA in seinen Richtlinien die entsprechenden Anforderungen an die
Ausgestaltung der neuen Behandlungsprogramme regeln.

SoVD-Bewertung: Ein DMP-Adipositas kann sinnvoll sein, um die Versorgung von Versi-
cherten mit krankhaftem Ubergewicht zu verbessern. Disease-Management-Programme
(DMP) sind strukturierte Behandlungsprogramme fur chronisch kranke Menschen. Ziel
der DMP ist es, den Behandlungsablauf und die Qualitat der Versorgung fir diese Pati-
enten zu verbessern. Durch eine strukturierte und kontinuierliche medizinische Betreu-
ung sollen Folgeschaden vermieden und die Lebensqualitat der Patienten erhalten oder
verbessert werden. Dadurch konnen auch langfristig Kosten gesenkt werden, beispiels-
weise bei Vermeidung von Therapien und Operationen bei Spatfolgen. Diagnostik und
Therapie der DMP folgen dabei den Kriterien der evidenzbasierten Medizin. Struktu-
rierte, evaluierte und zielgruppenspezifische Schulungsprogramme sind dabei wesentli-
che Bestandteile der Programme. Sie sollen den eigenverantwortlichen Umgang der Pa-
tienten mit ihrer Erkrankung unterstutzen und erhdhen.

B Datenubermittlungsbefugnis von Rehabilitationseinrichtungen
an Krankenkassen

Es wird eine Befugnis fur die im Bereich der gesetzlichen Renten- und Unfallversiche-
rung tatigen Rehabilitationseinrichtungen zur Ubermittlung von bestimmten versicher-
tenbezogenen Daten an die Krankenkassen geschaffen, die zur Erfullung von deren ge-
setzlichen Aufgaben bei Vorliegen eines Anspruches auf Krankengeld erforderlich sind.
Dies betrifft die Angaben im Zusammenhang mit der Bestimmung der Dauer des Kran-
kengeldanspruches, der Mitteilung an den Arbeitgeber Uber die auf den Entgeltfortzah-
lungsanspruch der Versicherten anrechenbaren Zeiten sowie der Zustandigkeitsabgren-
zung bei stufenweiser Wiedereingliederung in das Erwerbsleben nach den 8§ 44, 71 Ab-
satz 5 SGB IX. Uber die Aussagen zur Arbeitsfahigkeit nach Absatz 4a Satz 1 Nummer 4
erhalten die Krankenkassen zudem die Angabe, ob die oder der Versicherte zum Zeit-
punkt der Entlassung arbeitsfahig oder nicht arbeitsfahig ist.

SoVD-Bewertung: Die Datenubermittlungsbefugnis betrifft erforderliche Angaben fur
die Erfullung der gesetzlichen Aufgaben der Krankenkassen. Dabei muss aber auch die
wichtigste Adressatengruppe bertcksichtigt werden, die Versicherten selbst. Entspre-
chend ist die oder der Versicherte uber die Datenibermittlung zu informieren, damit
diese auch Kenntnis von den Daten erhalten.
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B Reform des Notlagentarifs der privaten Krankenversicherung
(PKV)

Der Entwurf fuhrt einen Direktanspruch der Leistungserbringer gegeniiber dem Versi-
cherer auf Leistungserstattung sowie die gesamtschuldnerische Haftung von Versiche-
rungsnehmer und Versicherten (im Rahmen der Leistungspflicht aus dem Versiche-
rungsverhaltnis) ein. Zugleich wird ein Aufrechnungsverbot fur den Versicherer mit Pra-
mienforderungen gegen eine Forderung des Versicherungsnehmers aus der privaten
Krankheitskostenversicherung oder der privaten Pflege-Pflichtversicherung, sofern der
Versicherungsnehmer im Notlagen- oder Basistarif versichert ist.

SoVD-Bewertung: Der Regelungsbedarf zeigt die Schwachen und Nachteile des priva-
ten Kranken- und Pflegeversicherungssystems fur privat Versicherte auf, namlich dann,
wenn sie sich in akuter finanzieller Schieflage befinden und medizinische Leistungen
bendtigen.

Dies gilt v.a. fur den Notlagentarif. Die Einfuhrung des Notlagentarifs in der privaten
Krankenversicherung im Jahr 2013 sollte unter anderem sicherstellen, dass auch im Fall
von Beitragsruckstanden der oder des Versicherten eine notwendige medizinische Ver-
sorgung weiterhin gewahrleistet ist. Anders als in der GKV beschranken sich die Leis-
tungen auf die Behandlung von akuten Erkrankungen und Schmerzzustanden sowie auf
Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft. Dennoch belaufen sich die Kosten
im Notlagentarif weiterhin auf ca. 100 - 125 Euro monatlich. SGumniszuschlage fallen
auch im Notlagentarif an. Auch der Basistarif soll Versicherten helfen, die ihre Beitrage
nicht mehr zahlen kdnnen - oder lange Zeit keine Krankenversicherung hatten und
sich nun privat versichern mussen. Der Basistarif der PKV muss nach Art, Umfang und
Hohe mit den Leistungen der gesetzlichen Krankenkassen vergleichbar sein

(8 193 Abs. 5 VVG) und liegt bei den Beitragen aber deutlich hoher als in der GKV.

Trotz einer moglichen finanziellen und existenziellen Notsituation der oder des Versi-
cherten ist es aktuell moglich, dass der Versicherer in dieser Situation die ruckstandi-
gen Pramienforderungen mit Erstattungsanspriichen des Versicherten verrechnen kann
und nicht ubernimmt, so dass der Versicherte die Behandlungskosten selbst tragen
muss. Das burgt die Gefahr, dass Betroffene allein aus Kosten- und Schuldengriinden
auf notwendige Behandlungen verzichten. Dem begegnet der Gesetzgeber nunmehr mit
klaren Grenzen und Aufrechnungsverboten. Um eine arztliche Versorgung zu gewahr-
leisten und diese nicht durch etwaige Zahlungsnot des Versicherten zu gefahrden, ist
zudem ein gesamtschuldnerischer Direktanspruch der Leistungserbringer gegen die
Versicherer vorgesehen.
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In diesem Zusammenhang kommt der einleitenden Feststellung im Referentenentwurf,
dass die Solidargemeinschaft der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ein ,Garant
fur eine flachendeckende und qualitativ hochwertige medizinische Versorgung der Pati-
entinnen und Patienten” ist, eine besondere und aussagekraftige Bedeutung zu. Es
stellt sich letztlich die Frage, weshalb der Gesetzgeber nicht entschiedener das Solidar-
system der GKV auf der Mitgliedsebene starkt, etwa durch das Hamburger Beamtenmo-
dell der echten Wahlfreiheit fur Beamt*innen oder durch den Wechsel von der PKV in
die GKV bei Mitnahme der Altersriickstellungen. Dies wirde die Versicherten- und Fi-
nanzierungsgemeinschaft der GKV starken und schutzt vulnerable Gruppen. Langfristig
spricht sich der SoVD fur die Einflihrung einer solidarischen Bilirgerversicherung zur Ab-
sicherung von Krankheits- und Pflegerisiken fur die gesamte Bevdlkerung in Deutsch-
land auf der Grundlage der gesetzlichen Krankenversicherung und sozialen Pflegeversi-
cherung aus. So kann gewahrleistet werden, dass jede Burgerin und jeder Burger den
gleichen Versicherungsschutz genief3t und unter den gleichen Voraussetzungen Zugang
zu den notigen Leistungen erhalt.

B Forderung von Hospiz- und Palliativnetzwerken sowie Starkung
der ambulanten Kinderhospize

Zur Forderung der Koordination in Netzwerken sollen Krankenkassen kunftig unter be-
stimmten Voraussetzungen Zuschusse zahlen. Damit beteiligen sich die Krankenkassen
kiinftig gemeinsam mit kommunalen Tragern der Daseinsvorsorge an dem Aufbau und
der Forderung von bedarfsgerechten, regionalen Hospiz- und Palliativnetzwerken. Hier-
fur werden in jedem Landkreis und jeder kreisfreien Stadt Netzwerkkoordinatoren ge-
fordert, die unter Beibehaltung der bestehenden Versorgungsstrukturen Ubergreifende
Koordinierungs- und Kooperationstatigkeiten ausfuhren. Zur Starkung der ambulanten
Kinderhospizarbeit ist daruber hinaus kunftig fur die GKV-Zuschusse eine gesonderte
Rahmenvereinbarung fir Kinder und Jugendliche abzuschlief3en, die eigenstandig ne-
ben der Rahmenvereinbarung der ambulanten Hospizversorgung fir Erwachsene steht.

SoVD-Bewertung: Die Forderung der Hospiz- und Palliativarbeit in Netzwerken sowie
die Starkung der Kinderhospizarbeit unterstutzt der SoVD ausdrucklich. Der Bedarf an
Hospizen und Palliativstationen kann derzeit nicht flachendeckend erfiillt werden. Dies
gilt umso mehr fur kinder- und jugendgerechte Angebote.

B Anerkennung von Mitgliedschaften in Solidargemeinschaften

Sogenannte Solidargemeinschaften, die bereits vor Einfuhrung der Krankenversiche-
rungspflicht in Deutschland ihre Mitglieder im Krankheitsfall abgesichert haben, sollen
als anderweitige Absicherung im Krankheitsfall gesetzlich anerkannt werden. Dabei
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handelt es sich um einen freiwilligen Zusammenschluss zur gegenseitigen gesundheit-
lichen Absicherung, wie etwa Unterstiutzerkassen und Pfarrvereine. Solche Solidarge-
meinschaften stehen auRerhalb der gesetzlichen und privaten Krankenversicherung. In
Deutschland gibt es derzeit mehrere hundert solcher Zusammenschliusse, denen insge-
samt rund 10.000 Mitglieder angehdren.

SoVD-Bewertung: Wiurdigt der Referentenentwurf eingangs noch die Solidargemein-
schaft der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ,als Garant fur eine flachende-
ckende und qualitativ hochwertige medizinische Versorgung der Patientinnen und Pati-
enten” und lobt sie als ,Solidargemeinschaft® (wohlgemerkt noch im Singular), sollen
nunmehr weitere sogenannte Solidargemeinschaften daneben anerkannt werden. Dies
starkt nicht die Leistungsfahigkeit der GKV, sondern wurde sie als Solidargemeinschaft
schwachen.

Zuletzt wurde im Referentenentwurf eines Gesetzes fur bessere und unabhangigere
Prifungen (MDK - Reformgesetz) im Jahr 2019 der Versuch der Anerkennung von soge-
nannten Solidargemeinschaften unternommen, die Umsetzung aber im Gesetzentwurf
zurecht wieder verworfen. Entsprechend bekraftigt der SoVD seine Kritik aus der Stel-
lungnahme vom 6. Juni 2019? vor einer weiteren Zersplitterung der Kassenlandschaft
und lehnt die Regelung entschieden ab. Statt alle Burger*innen solidarisch unter den
gleichen Versicherungsschutz und unter den gleichen Voraussetzungen Zugang zu den
notigen Leistungen zu gewahren, etabliert man mit der vorgesehenen Regelung neben
der gesetzlichen und der privaten Krankenversicherung eine dritte Form der Absiche-
rung im Krankheitsfall.

Der SoVD setzt sich fur die Einflhrung einer solidarischen Burgerversicherung in der
Gesundheit und Pflege fur die gesamte Bevolkerung in Deutschland auf der Grundlage
der gesetzlichen Krankenversicherung und sozialen Pflegeversicherung ein. Die Aner-
kennung von sogenannten Solidargemeinschaften steht dem Gedanken einer einheitli-
chen Solidargemeinschaft wie der Burgerversicherung entgegen.

B Organspenderegister

Der Entwurf sieht verschiedene Regelungen im Zusammenhang mit der Einrichtung des
Registers fur Erklarungen zur Organ- und Gewebespende durch das Bundesinstitut fir
Arzneimittel und Medizinprodukte vor. So wird etwa das Bundesinstitut fur Arzneimittel
und Medizinprodukte verpflichtet, jahrlich eine Auswertung fir die im Register doku-
mentierten Erklarungen zur Organ- und Gewebespende zu veroffentlichen.

1 Vgl. https://www.sovd.de/index.php?id=700327
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SoVD-Bewertung: Seit 2012 hat die Zahl der Organspendenden kontinuierlich abge-
nommen und im Jahr 2017 in Deutschland einen Tiefstand erreicht. Als wesentliche
Grunde fur diese Entwicklung wurden v.a. Skandale und strukturelle Defizite verant-
wortlich gemacht. Erst mit der Ende 2018 von Bundesgesundheitsminister Spahn ange-
stoflenen Debatte einer sogenannten doppelten Widerspruchslosung und der breiten
Diskussion in der Bevolkerung, haben die Spenderzahlen wieder leicht zugenommen.
Dennoch wartet ein Vielfaches an Patient*innen auf ein Spenderorgan als es Spenden-
bereite gibt. Die Einrichtung eines Registers fur Erklarungen zur Organ- und Gewebe-
spende durch das Bundesinstitut fur Arzneimittel und Medizinprodukte kann verloren
gegangenes Vertrauen zuruckgewinnen, weshalb der Umsetzungsprozess grundsatzlich
begrufdt wird.

B Weiterentwicklung der Regelungen zum Medizinischen Dienst

Mit dem Entwurf sollen die Regelungen zum Medizinischen Dienst (MD) weiterentwi-
ckelt werden. Es wird klargestellt, dass fallabschlieRende gutachterliche Stellungnah-
men des MD schriftlich oder elektronisch zu verfassen sind und zumindest eine kurze
Darlegung der Fragestellung und des Sachverhalts, das Ergebnis der Begutachtung und
die wesentlichen Grunde hierfur enthalten mussen. Daneben werden die Krankenkas-
sen, ihre Verbande und der MD verpflichtet, sich bei den Prufungen mit den nach heim-
rechtlichen Vorschriften zustandigen Aufsichtsbehdrden und den Tragern der Eingliede-
rungshilfe abzustimmen, und befugt, bestimmte Erkenntnisse aus den Prufungen aus-
zutauschen. Zudem werden die Mitteilungspflichten des MD an die Krankenkassen und
Leistungserbringer im Rahmen der gutachterlichen Stellungnahmen weiterentwickelt.
Bei Behandlungsfehlergutachten ist sowohl fir die Mitteilung des Ergebnisses der Be-
gutachtung als auch die wesentlichen Griinde die Einwilligung der betroffenen Versi-
cherten erforderlich. In allen anderen Féllen ist nur fiir die Ubermittlung der wesentli-
chen Grinde auf Anforderung des Leistungserbringers die Einwilligung der Versicherten
erforderlich. Die Versicherten erhalten bei Begutachtungen im Falle von Behandlungs-
fehlervorwiirfen einen Anspruch auf Ubermittlung des vollstindigen Gutachtens durch
den MD.

SoVD-Bewertung: Die Mafinahmen zur Weiterentwicklung des MD sind grundsatzlich
begruRRenswert. Fur Gberaus sinnvoll und forderlich halt der SoVD insbesondere die
Mindestanforderungen zu den fallabschliefienden und gutachterlichen Stellungnahmen
des MD. Es ist notwendig, dass zumindest eine kurze Darlegung der Fragestellung und
des Sachverhaltes, das Ergebnis der Begutachtung und die wesentlichen Grinde schrift-
lich festgehalten werden. Aktenvermerke sind damit nicht mehr statthaft. Richtig ist
auch, den Abstimmungsprozess bei den Qualitats- und Abrechnungsprifungen mit der
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Heimaufsicht fur alle Beteiligten verpflichtend auszugestalten. Dies dient auch der Ver-
meidung von Doppelprufungen. Bei der Weiterentwicklung der Regelungen uber die
Mitteilungspflichten des MD an die Krankenkassen und Leistungserbringer im Rahmen
der gutachterlichen Stellungnahmen, wird die wichtigste Adressatengruppe Ubersehen,
namlich die Betroffenen selbst und sollte klarstellend erganzt werden.

B Weiterentwicklung der Regelungen zu ambulanten Notfall-
strukturen

Fir eine verbesserte Patientensteuerung in der ambulanten Notfallversorgung ist ein

standardisiertes und bundesweit einheitliches Ersteinschatzungsverfahren fir die am-
bulante Notfallbehandlung im Krankenhaus sowie die Anwendung dieses Verfahrens

als Voraussetzung fur die Abrechnung ambulanter Notfallleistungen vorgesehen.

SoVD-Bewertung: Ein standardisiertes und bundesweit einheitliches Ersteinschdtzungs-
verfahren flr die ambulante Notfallbehandlung im Krankenhaus ist sinnvoll. Eine inte-
grierte, das heift interdisziplinare und fachibergreifende Versorgung starkt die Vernet-
zung zwischen den Fachdisziplinen und Sektoren. Das flhrt zu Verbesserungen bei der
Versorgungsqualitat und reduziert Gesundheitskosten. Dies gilt auch fur die Notfallver-
sorgung. Soweit der Entwurf bei der Aufstellung der bundesweit einheitlichen Vorga-
ben und Qualitatsanforderungen die fachliche Leitung bei der Kassenarztlichen Bun-
desvereinigung sieht, hegt der SoVD Vorbehalte gegen diese Zustandigkeit. Hierzu ver-
weist er auf seine Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Notfall-
versorgung? und den dortigen Ausfiihrungen zur fachlichen Leitung der Integrierten
Notfallzentren (INZ).

Berlin, 12. November 2020

DER BUNDESVORSTAND
Abteilung Sozialpolitik

2 Vgl. https://www.sovd.de/index.php?id=700510

www.sovd.de

Seite 9/9


https://www.sovd.de/index.php?id=700510
https://www.sovd.de

	Stellungnahme Leistungsfähigkeit der GKV stärken
	1 Zusammenfassung des Gesetzentwurfs
	2 Gesamtbewertung
	Qualität und Transparenz in der Versorgung steigern
	Medizinische Vorsorgeleistungen als Pflichtleistungen
	Entwicklung eines DMP-Adipositas
	Datenübermittlungsbefugnis von Rehabilitationseinrichtungen an Krankenkassen
	Reform des Notlagentarifs der privaten Krankenversicherung (PKV)
	Förderung von Hospiz- und Palliativnetzwerken sowie Stärkung der ambulanten Kinderhospize
	Anerkennung von Mitgliedschaften in Solidargemeinschaften
	Organspenderegister
	Weiterentwicklung der Regelungen zum Medizinischen Dienst
	Weiterentwicklung der Regelungen zu ambulanten Notfall-strukturen





